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ll.  Ziv i lkammer

Mitwirkend: die Oberr ichter Dr.  H. Schmid, Vorsi tzender,  und Dr: .  H. A. Mül ler ,

Oberrichterin Dr. L. Hunziker Schnider sowie der juristische Sekretär

l ic .  iur .  S.  Lebeda

Urtei l  und Beschluss vom 27. Auqust 2004

in Sachen

Tarapaca Investments Ltd., Westwind Building, P.O. Box 1 1 1 1, 7450 Grand

Cayman lsland, BWl, Zustelladresse: bei R. Th. Westermeier clo Frau R.E. Pilg-

ram-Westermeier, im Acker, 3416 Affol tern i .E. iBE,

Kläge ri n, Wide rbe klagte, Erstappellanti n u nd Zweitappel latin

gegen

Bank Sarasin & Cie AG, Elisabethenstr. 62,4051 Basel, Zweigniederlassung Zü-

r ich: Löwenstr.  11, 8001 Zürich,

Beklagte, Widerklägerin, Zweitappellantin und Erstappellatin

vertreten durch Rechtsanwalt Dr. iur. Albrecht Langhart, von Meiss Blum & Part-

ner, Usteristr. 14, Postfach 1229, 8021 Zürich

betreffend Forderung

Berufung gegen ein Urteil des Bezirksgerichtes Zürich 2. Abteilung vom 16.

September 2002; Proz. CG990332
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Rechtsbeqehren Klaqe (act. 2 S. 2):

, ,Es sei die Beklagte zu verpf l ichten, der Klägerin Fr. B'100.-- zu bezahlen.

Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zulasten der Beklagten."

.  Rechtsbeqehren Widerklaqe (act.47 S. 3):

,1. Es sei festzustel len, dass die Vereinbarung zwischen der GiroCredit  Bank
(Schweiz) AG und der GiroCredit Bank Aktiengesellschaft der Sparkassen
vom 20.122. September 1994 keine weder ganze noch teilweise Verwertung
von Vermögenswerten für Rechnung des Kredits und keine weder ganze
noch tei lweise Ti lgung des Kredites, an dem die Klägerin aus dem Unterbe-
tei l igungsvertrag zwischen den Parteien vom 1 1. März 1983 eine Unterbetei-
ligung erworben hatte, darstellte und keine Fälligkeit von Forderungen der
Klägerin gegenuber der Beklagten oder ihrer Rechtsvorgängerin bewirkte.

2. Es sei festzustellen, dass die Klägerin aus dem Unterbeteiligungsvertrag
zwischen den Parteien vom 1 1. März 1983 per Datum der Einreichung der
Klage weder bezüglich des Nominalwertes von US$ 380'000.-- noch bezug-
lich Zinsen noch unter dem Titel vertraglicher oder ausservertraglicher
Schadenersatz im Zusammenhang mit der fragl ichen Unterbetei l igung eine
fällige Forderung gegen die Beklagte besitzt.

3. Es sei festzustellen, dass die Klägerin aus dem Unterbeteiligungsvertrag
zwischen den Parteien vom 11. März 1983 per Datum 1 .  Jul i  1999 gegen die
Beklagte lediglich einen noch nicht fälligen, dem Unterbeteiligungsvertrag
entsprechend anteilsmässigen Anspruch auf den Erlös aus der Venruertung
folgender Ve rmögenswerte besitzt:

-  165'000 Aktien der Halkis Tsimenta AG und
- ein unter den Parteien als ,,Liegenschaft Karavostassi" bekanntes Grund-
stück in Kato Achaia, Griechenland.

4. Unter Kosten- und Entschädigungsfolgen zulasten der Klägerin."

abqeändertes Widerklaqerechtsbeqehren (act. 162 S. 1):

Zif tern 1, 2 unverändert

Ziffer 3 neu:

,,3. Es sei festzustellen, dass die Klägerin aus dem Unterbeteiligungsvertrag
zwischen den Parteien vom 11.März 1983 per Datum 25.Mär22002 gegen
die Beklagte ledigl ich einen noch nicht fäl l igen, dem Unterbetei l igungsver-
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trag entsprechend anteilsmässigen Anspruch auf den Erlös aus der Vennrer-
tung folgender Vermögenswerte besitzt:

- ein unter den Parteien als ,Liegenschaft Karavostassi' bekanntes Grund-
stück in Kato Achaia, Griechenland."

ZifIer 4 unverändert

Abqeä ndertes Rechtsbeqeh ren
der Kläqerin qemäss Einqabe vom 4. Juni 2004 (act. 270 S. 2):

, ,Es sei die Beklagte zu verpf l ichten, der Klägerin einen Betrag von
entweder Fr. 8'100.00 oder alternativ US Dollar 6'044.80 zu bezahlen".

Urtei l  des Bezirksqerichtes Zürich (2. Abtei lunq)
vom 16. September 2002 (act. 192):

1. In Gutheissung der Hauptklage wird die Beklagte verpf l ichtet,  der
Klägerin Fr. B'100.-- zu bezahlen.

2.a) ln tei lweiser Abweisung der Widerklage (bezugl ich Zif fern l ,Zi f ter
2 teilweise und Ziffer 3) wird festgestellt, dass die im Umfang von
US$ 359'924.14 seit dem 22. September' 1 994 eine fällige Forde-
rung der Klägerin gegen die Beklagte besteht.

b) In teilweiser Gutheissung der Widerklage wird festgestellt, dass
die Klägerin weder bezugl ich Zinsen aus ihrer Unterbetei l igung
vom 1 1. März 1983 (zufolge unzulässigem Zinsverzicht) noch un-
ter dem Titel vertraglicher oder ausservertraglicher Schadener-
satz im Zusammenhang mit der fragl ichen Unterbetei l igung eine
weitergehende fäl l ige Forderung gegen die Beklagte besitzt.

3. Die Gerichtsgebühr wird angesetzt auf Fr. 33'000.--;  die weiteren
Kosten betragen: . . .

4. Die Kosten des vorliegenden Verfahrens sowie des Verfahrens
FO9BI 082 (Einzelrichteramt für Zivil- und Strafsachen) werden
den Parteien je zur Hälfte auferlegt und soweit möglich von den
im vorl iegenden wie im Vedahren FO9B10B2 geleisteten Pro-
zesskautionen und Barvorschüssen bezogen. Ein allfälliger Über-
schuss wird den Parteien nach Eintritt der Rechtskraft dieses Ent-
scheides auf erstes Verlangen an die von ihnen gegenüber der
Gerichtskasse bezeichnete Zahlstelle ausbezahlt.

5. Die Prozessentschädigungenr,verdenwettgeschlagen.

6 .
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Beschluss der Berufunqsinstanz vom 15. Oktober 2003 (act.231):

1. Hinsicht l ich der Erstberufung der Klägerin und Widerbeklagten
wird das Verfahren als durch Rückzug der Berufung erledigt ab-
geschrieben. Hinsicht l ich der Zweitberufung der Beklagten und
Widerklägerin wird das Verlahren weitergeleitet.

2 .
Berufunqsanträqe zur Zweitberufunq:

Der Beklaqten. Widerklägerin und Zweitappel lant in (act.  237 S. 2-5):

, ,1. Es sei Disposit iv Zit ter 1 des Urtei ls des Bezirksgerichts Zürich,2.
Abtei lung, vom 16. September 2OO2 (Prozess Nr. CG990332) wie
folgt abzuändern.
'Die Hauptklage wird vol lumfängl ich abgewiesen. '

2. Es sei Dispositiv Ziffer 2 a) des Urteils des Bezirksgerichtes Zu-
rich, 2. Abteilung, vom 1 6. September 2002 (Prozess Nr.
CG990332) wie folgt abzuändern:
'ln Gutheissung von Ziffer 1 des Widerklagebegehrens wird fest-
gestel l t ,  dass die Vereinbarung zwischen der GiroCredit  Bank
(Schweiz) AG und der GiroCredit  Bank Aktiengesel lschaft der
Sparkassen vom 20.122. September 1994 keine weder ganze
noch teilweise Ven.rertung von Vermögenswerten für Rechnung
des Kredites und keine weder ganze noch tei lweise Ti lgung des
Kredites, an dem die Klägerin aus dem Unterbeteiligungsvertrag
zwischen den Parteien vom 11. März 1983 eine Unterbetei l igung
erworben hatte, darstellte und keine Fälligkeit von Forderungen
der Klägerin gegenuber der Beklagten oder ihrer Rechtsvorgän-
gerin bewirkte.

In Gutheissung von Zif fer 2 (tei lweise) des Widerklagebegehrens
wird festgestellt, dass die Klägerin aus dem Unterbeteiligungsver-
trag zwischen den Parteien vom 1 1. März 1983 per Datum der
Einreichung der Klage bezugl ich des Nominalwertes von USD
380'000.00 keine fällige Forderung gegen die Beklagte besitzt.

In Gutheissung von Ziffer 3 des (abgeänderten) Widerklagebe-
gehrens wird festgestellt, dass die Klägerin aus dem Unterbeteili-
gungsvertrag zwischen den Parteien vom 1 1. März 1983 per Da-
tum 25. Mär22002 gegen die Beklagte ledigl ich einen noch nicht
fäl l igen, dem U nterbetei l igungsvertrag entsprechend antei lmässi-
gen Anspruch auf den Erlös aus der Verwertung folgender Ver-
mögenswerte besitzt:
- ein unter den Parteien als "Liegenschaft Karavostassi" be-

kanntes Grundstück in Kato Achaia. Griechenland. '
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Es sei Dispositiv Ziffer 4 des Uriells des Bezirksgerichtes Zürich,
2. Abteilung, vorn 16. September 2002 (Prozess Nr' CG990332)
wie folgt abzuändern:
'Die Kosten des vorliegencien VerJahrens sowie des Verfahrens
FO981082 (Einzelrichteramt fr.lr Zivii- und Strafsachen) werden
voltumfänglich der Ktägerin auferlegt und scweit möglich von den
von der Klägerin im vorliegenden wle im Verfahren FO981082 ge-
leisteten Prozesskautionen und Barvorschüssen bezogen' Nach
Einiriti der Hechtskraft dieses Entscheides werden der Klägerin
din allfäfliger Überschuss aus deren Kautions- und Vorschussleis-
tungen ausbezahtt und der Beklagten deren gesamte Kautions-
und Vorsch*-rssleistungen zurückerstattet, je auf erstes Verlangen
an die gegenüber der Gerichtskasse bezeiehneten Zahlstellen.'

Es sei Dispositiv Zitfer 5 des Urteils des Bezirksgerichtes Zürich,
2. Abteilung, vom 16. Sepiember 2AAZ {Prozess Nr. CG990332}
wie folgt abzuändern.
'Die KläEerin wircl verpilichtet, der Beklagten für das vorliegende
Verfahren sowie für das Verfahren FO981082 {Einzelrichteramt
für Zivil- und Strafsachen) eine Prozessentschädigung von insge-
sarnt CHF 81'600.CI0 zuzüqlich MwSt. zu bezahlen.'

5. Alles unter Kosten- und Entschädigungsfolgen bezüglich Beru-
fungsverfahren zulasten der Klägerin."

EventualEnträse:

,,Es sei Dispositiv Ziffer 2 a) des Urteils des Bezirksgerichtes Zü-
rich, 2. Abteilung, vom 16. September 2002 iProzess Nr.
CG990332) wie folgt abzuändern bzw. zu ergänzen:

'ln teilweiser Abweisung der Widerktage {bezügiich Ziffer'1, Ziffer
2 teilweise und Ziffer 3) wird festgestellt, dass im Umfang von
maxirnal USD 359'924.14 seit dem 22. Septernber 1994 eine fäll i-
ge Forderung der Klägerin gegen die Beklagte besteht, akonto
welcher die Beklagte der Klägerin am I9. März 2002 bereits EUR
28'432.66 bezahlt hat.'

Alles unter Kosten- r.rnd Entschädigungsfolgen bezüglich Beru-
fungsve#ahren zulasten der Klägerin."

+ -
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Der Kläqerin. Widerbeklaqten Und Zweitappellatin {agt. ?43*$.2):

,,Die Berufung sei vollumfänglich abzuweisen unter Kosten'und Ent-
schädigungsfofgen zu Lasten der Beklagten und Zweitappellantin."

DasJFericht gieht itl Betracht:

l. Sachverhalt

i. a) Die Klägerin ist irn Register der Gesellschaften der Cayman lslands

eingetragen. Als,,Director" sowie als ,,Secretary" der Gesellschaft funglert Thomas

Rudolph Westerrneier {act. 230/2-3).

b) Ausgangspunkt für den zu beurteilenden Streitfall ist eine Vereinbarung

zwischen der,,Bankinvest", Zürich, und der Klägerin von -11" März 1983 (act.5l2

bzw. act.75/1).

Die ,,Bankinvest" war eine Aktiengesellschaft schweizerischen Rechts, die

ursprunglich ihren Sitz in Bern hatte, ihn dann aber nach Zürich verlegte (act.

26911-3). Am 21. Juli 1992 wurde die Firmenbezeichnung geändert. Fofian hiess

die Gesellschaft ,,Giro Credit Bank {schweiz} ÄG"{act. 264i,. Diese Namensände-

rung er{olgte im Zusarnmenhang mit dem Verkauf der Bank an die österreichische

,,Giro Credit Bank Aktiengesellschaft der Sparkassen", Wien ilm Folgenden:,,GC

Wien"; vgl. act. 47 S. -l 1 , act. 66 S. 10; ab 1997: ,,Erste Bank der österreichischen

Sparkassen AG", vgl. act. 84 S. 17 und www.Sparkasse.at). Die ,,Giro Credit Bank

(Schweiz) AG" wurde lndessen ihi'erseits durch Beschluss der Generalversamm-

lung vom l S. Februar 1996 infolge Fusion rnit der ,,Rababank (Schweiz) AG"auf-

gelöst. Gemäss Einirag im Handelsregister gingen die,,Aktiven und Passiven ...

per 0i.01.1996 durch Universalsukzession auf die fiabobank (Schweiz) AG" über.

per I1. Juni 1996 wurde die ,,Giro Credit Sank iSchweiz) AG" im Handelsregister

gelöscht (act.264).
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Die ,,Rabobank (schweiz) AG" fuhrte ab 3. Mai 19gg die Firmenbezeichnung

,,Rabo Rabeco Bank (Schv'teiz) AG': Auch diese Geseilschaft wurde infolge Fusi-

on aufgelöst, und zvrrar durch Beschh"rss der Generalversammlung vom 28, .luni

2OAZ wegen Fusion rnit cler ,,Bank Sarasrn & Cie ÄG". Gernäss Eintrag im Han-

delsregister gingen die ,,Aktiven und Passiven per 1. Januar 2OO2... durch Uni-

versalsukzession" auf die,,Bank Sarasin & Cie AG" über. Per 30. April 2003 wur-

de die ,,Habo Robeco Bank (Schrveiz) AG" inn Handelsregister gelöscht {act. 265}.

c) Für die ,,Bankinvesi" und ihre Rechtsnachfolgerinnen wird im Folgen-

den der Begriff ,,Bank"r'erwenciei.

2. a) Mii einem in englischer Sprache abgeschlossenem Vertrag (,,Loan

agreement") vorn 3G. Sepiember 1982 {aci. a9l$} gewährte die Bank der griechi-

schen Gesellschaft,,lniohos Shipping Company" einen Kredit über US$ 2,6 Millio-

nen. Der Vertrag unterstand schweizerischem Rechi {Ziff. 18). Vereinbart war ei-

ne Verzinsung vCIn 2.25% uber LIBOR" Als Bürgen {,,Guarantor"} standen für die

Einbringlichkeit des Kredites einerseiis h4ar*os Keosseoglu und anderseits die im

Fürstentum Liechtensrein domizilierte ,,Profina Produciions Flnanzierungs Anstalt"

ein {Ziff. 1 uncj 1 1 .1). Ferner dienten der Bank insgesamt 529'344 verpfändete Ak-

tien der griechischen Gesellschaft,,Haikis Cernent Cornpany" sowie zwei Stock

werkanteile eines in Piräus gelegenen tsürogebäudes als Sicherheit (Ziff. 11.2 und

11.3). Der Kredit sollte in zehn gleichen Raten zurückbezahlt werden, wobei die

erste Rate nach Zlb Jahren zahlbar u;ar {Ziff . 1 , Zitt.5.1 .).

b) Unter Bezugnahme auf eine frühere, am 28" September 1982 abge-

schlossene Vereinbarung richteie die Bank am 1i " lrilärz 1gB3 einen Brief in engli-

scher Sprache an die Klägerin, welchei'von dieser zum Zeichen ihres Einver-

ständnisses am 26. Mai 1983 unterzeichnet wurde {aci. 5/2 und act.75/1). Ge-

nräss der so zustande gekomrnenen Vereinbarung ,,verkaufte" (,,to sell to you re-

spectively your purchasing frorn us") die Bank der Klägerin eine Unterbeteiligung

i,,sub-participation"i an dem von ihr der,,lniohos Shipping Company" gewährten

Darlehen im Umfange von $ 380'000.ü0. Die Bank versprach, die Inkassi entspre-

chend dem Setrage ifrrer Unterbeteifigung auf Rechnung der Klägerin vorzuneh-

nren {Ziff, 4i. Fur ihre Ansprüche sollte die Klägerin aus den drei letzten von der
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,,lniohos Shipping Company" au leistenden Raten befriedigt werden, nämlich

zweimal mit $ 125'000.00 und einmal mit $130'000.00 {Ziff.5). Die Parteien ver-

einbarten sodann, dass auf ihre Beziehungen schweizerisches Recht anwendbar

sei und dass gegebenenfails cier Gerichtsstand Zürich zum Zuge komme {Ziff. 9}.

c) Der von der Bank der,,lniohcs Shipping Company" gewähüe Kredit

wurde in der Folge nicht bedient. Die Bank leitete daher in Griechenland gegen

die Garanten (Marcos Keosseogiu, dessen fihefrau Theano Keosseoglu sowie

gegen die,,Profina Productions Finanzierungs Anstalt") einen Zivilprozess ein. ln

der Folge kam es inr Jahre '1986 zur Versieigerung des pfandbelasteten in Piräus

getegenen Bürogebär.rdes bzw. des Stockwerkanteiis (act- 47 S. 29f., act. 66 S.

19). Weiter entdeckte die Bank im Zusammenhang mit der Verfolgung ihrer An-

sprüche ein dern Keosseoglu gehörendes Grundstuck auf dem Peloponnes im

Halte von über 500'000 mt. Diese Entdeckung bewirkte, dass die Bank einerseits

sowie Keosseoglu, Iniohos Shipping Company und die,,Profina Produktions- und

Finanzierungsanstalt" am 24. August 1987 eine provisorische Einigung unter-

zeichneten {act. 49/17}, die am 18. Juli 1988 mit der sogenannten ,,Zuger Verein-

barung" {act.49122) besiegelt wurde: Ahne Einbezug der Ktägenn (act. 66 S. 21f.,

act. 84 S. 14) einigten slch die Bank einerseits und Keosseoglu, die ,,Pro{ina Pro-

duktions- und Finanzierungsanstali" sowie die,,lniohos Shipping Company" an-

derseits durch einen in Zug öffentlich beurkundeten Vertrag im Wesentlichen auf

Folgendes (vgl. act. 47 S.35ff.):

- Keosseoglu anerkannte die von der Bank auf US$ 2,6 Millionen
reduzierie Schuldsumme-

- Die Bank verpflichtete sich, ihre Forderung aus dem Verkauf des
Gruncistückes unci dem Verkauf der Halkis-Aktien zu decken.

- Dic Bank verzichtete darauf, ihre Forderungen gegen,Profina
Produktions- und Finanzierungsanstalf' sowie gegen die,,lniohos
S hipping Company" durchzusetzen.

- Streitigkelien zwischen den Vertragspadeien aus dieser Verein-
barung sollten durch ein Schiedsgericht mit Sitz in Zürich oder in
Athen beudeilt werden.

d) lm November 1993 leitete die,,Profina Produktions- und Finanzie-

rungsanstalt" gegen die Bank ein Schiedsgerichtsverfahren ein, und zwar in Athen
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{act. 49126i. lm Zuge dieses Verfahrens nahmen die Parteien der,Zuger Verein-

barung" erneui Vergleichsverhandlr:ngen auf, welche schiiesslich in der soge-

nannten ,,Berner Vereinbarung"vorn 23. Juni 1994 {act. 49/33} ihren Niederschlag

fanden. Auch für den Abschluss dieser \tereinbarung wurde die Klägerin nicht

beigezogen. lm Wesentlichen führte diese Vereinbarung dazu, dass der Bank die

Rechte über das Gruncistück auf dem Pefoponnes zugewiesen wurden, wobei

diese Rechle in der Folge von der National Bank of Greece in einern jahrelangen

Prozess allerciings erfolglos angefochten wurden {act. 47 S. 46-48}-

ei Nachdem die Bank von cier,,Giro Credit Bank Aktiengesellschaft der

Sparkassen" aufgekauft worden war und den Nan'ren ,,Giro Credit Bank {Schweiz}

AG" übernomrnen hatte, schloss sie mit ihrer Muttergesellsclraft am 20. Septem-

ber bzw. arn 22. September 1994 einen Ver-trag {aci. 5/5), der in der Präambel auf

das von der Bank der,,lniohos Shipping Company" gewährte Darlehen Bezug

nimmi, von dem US$ 2'465'233.97 ar-isstehend seien. Mit dem Vertrag vom

2A.122. Septembertgg4 verkau{te die Bank ihrer Mutter das gesamte Aktienkapi-

tal der irischen Gesellschaft,,Harkin l-imited", in die sie zuvoi'das Grundstück auf

dem Peloponnes eingebracht hatte, sowie sänrtliche Aktien der,,Cement of Halkis

SA" {'i65'000 Stuck bzw. 'i65 Aktien neue Serie}. Frir die irische Aktiengesell-

schaft bzw. für das in sie eingelrrachte Grundstück auf dem Peloponnes sowie für

die Halkis-Alctien wurde gemäss Zffi. 3 des Vertrages de r Bank von ihrer Mutter-

gesellschaft ein Betrag von US$ 2'085'233.97 sowie Fr. 396'029.75bezahlt, lm

Sinne einer,,internen Sch,uldubernahrne" übernahm die h{uttergesellschaft die

Verpflichtungen der Bank aus dem seinerzeit mit der Klägerin abgeschlossenen

Unterbeteiligungsvertrag vom 1 1 . U'lärz I 26. Mal 1983. ln dieser Hinsicht sollte

die Bank aber,,gegenüber Dritten treuhänderisch, mithin in eigenem Namen aber

auf Rechnung von GC Wien" auftreten. Mit dem Vertrag zwischen Mutter und

Tochter vom Septemberi994 wurde schweizerlsches Flecht anwendbar erklärt;

als Gerichtsstand wurde Zürich vereinbart.

ln einem undatierten fdachtrag zu ciiesern Vertrag (act, 49/39) vereinbarten

die Bank und ,,GC !Vien", dass die abgeschlossenen Rechtsgeschäfte bis zur Auf-

fösung des Treuhandverhälfnisses ,pbht formalisiert"werden soltten: Die Bank
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sollte weiterhin ,,ais treuhänderische Aktionärin der Harkin Limited im Aktienregis-

ter eingetragen" bleiben und gegenüber der zuständigen Depotstelle,weiterhin

als lnhaberin aufgeführt" werden.

3. a) Am 14. Dezernber 1998 machte die Klägerin gegen die,,Rabobank

(Schweiz) AG" [recte: ,,Rabo Robeco Bank (Schweiz] AG"l beim Einzelrichter des

Bezirks Zürlch eine Klage aut Leisir.rng von Fr. 8'100.00 anhängig. Die Klägerin

bezeichnet die Klage ausdrücklich als Teilklage. Einerseits siellt sie sich auf den

Standpunkt, dr-e Bank habe zu Unrecht auf Zinsen aus dem Darlehensvertrag ver-

zichtet. Allein unter diesem Titel siunden ihr US$ 460'896.00 zu. In diesem Zu-

sammenhang fordert sie einen Teilbetrag von Fr. 4'A0A.AA. Mit Vertrag vorn 2.122.

September 1994 zwischen der Bank und ihrer Muttergesellschaft habe sich die

Bank sodann der {etzten Sicherheiten entäussert. Dre der Klägerin zustehende

Darlettenssumme von tJS$ 380'00CI.A0 sei daher fällig. Unter diesem Titel klagte

die Klägerin einen Teilbetrag van Fr. 4'1A0.00 ein. Nachdem die Beklagte mit der

Klageantwort eine Widerklage mit hohem Streitwert erhoben hatte, überwies der

Einzeirichter die Sache mit Ver{rigung vom 16. August 1999 iact. 50} an das Kol-

legialgericht. Auf das Hauptver^fahren fotgie ein Beweisverfahren. Mit Ufieilvom

16. September 2002, hiess das Bezirksgericht Zürich {2. Abteilung) die Hauptkta-

ge auf der ganzen Linie und die Widerklage teiiweise gut.

b) tseide Parteien zogen in der Folge die Sache mit der Berufung an das

Obergericht weiter. Der Entscheid der Eerufungsinstanz vom 3'1. Oktober 2OO2

betreffend Kaution {act. 198) wurde von der Klägerin mit der Nichtigkeitsbe-

schwerde an das Kassationsgericht des Kantons Zürich weitergezogen, welches

die Beschvserde aber r:n!t Beschluss vom 17. Juni 2003 verwarf. Nachdem die

Klägerin ihre Berufung in der Folge zurückgezogen hatte, schrieb die Berufungs-

instanz das Berufungsverfahren arn 15. Cktober 2003 hinsichtlich der Erstberu-

fung der Klägerin als erledigt ab (act. 231). f n der Folge erstatteten die Parteien

hinsictttlich der Zweitberufung der Eeklagten und Widerklägerin die folgenden

Rechtsschriften.

Berufungsbegründung (Bekiagte, act- 237);

Eerufungsantwort {Klägerin, act. 243);
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Berufungsreplik (Beklagte, act. 249);

- Berufungsduplik (Klägerin, act. 252).

c) Mit ReferentenverfügLing vom 21. Mai 20ü4 iact. 266) wurde den Par-

teien Gelegenheit gegeben, hinsichtlich der Frage Stellung zu nehrnen, welche

rechtlichen Auswirkungen der Umstand hat, dass die Ansprüche aus dem mit der

Bank abgeschlossenen Vertrag in US-Dotlars geschuldet sind. wogegen mit der

Hauptklage Schweizer Franken geltend gemacht werden. Mit Eingabe vom 4. Juni

2004 nahm die Klägerin im Sinne dleser Auflage Stellung iact- 270). Nachdem die

Beklagte darauf anr 29^ Juni 2004 mit einer ausführlichen Eingabe geantwortet

hatte iact.277\,lvurde der Klägerin erneut Gelegenheit gegeben, dazu Stellung

zu nehmen. Sie tat das mit Eingabe voryl 6. Juli 2004 {act. 280).

ll. Fgrmelles

1. Mit ihrer an die Berufungsinstanz gerichteten Eingaben vom 4. Juni

2AA4 ändert die Klägerin ihr Hauptklagebegehren. Das ist unzulässig. Die Mög-

lichkeit, unter den von S 61 ZPC statuierlen Einschränkungen die Klage zu än-

dern, bestelit - ausgenomry)*n in familien;-echtlichen Angelegenheiten - nur vor

der ersten Instanz (S 200 Abs. 2 ZPO e contrario; vgl. auch Franl</Sträuli/Mess-

rner, N. 17 zu S 61 ZPO). Auf die KlageänCerung gemäss Eingabe der Klägerin

vom 4. Juni 2004 ist daher nicht einzutreten.

2. Sind die Berufungsanträge gestellt, so erwachsen die von ihnen nicht

enassten Teile des vorinstanzlichen Urteils in Fechtskraft i$ 260 Abs. 1 ZPO). Da

die Klägerin ihre Berufung zurückgezogen hat, ist mithin das angefochtene Urteil

insoweit in Fechtskraft erwachsen, als mi{ ihm zu Ungunsien der Klägerin ent-

schieden wurde. Die Beklagte ihrerseits ficht mit ihrer Berufung Dispositiv-Zitt.2b

des bezirksgerichtlichen Urteils nlcht an. Damit ist durch diese Bestimmung des

vorinstanzfichen Urteils rechtskräftig festgesfellt,,dass die Klägerin weder bezüg-

lich Zinsen aus ihrer Unierbeteiligung vom'f i. {tfiärz 1983 (zufolge unzulässEem

Zinsverzicht) noch unter dem Titel vertraglicher oder ausservertraglicher Scha-
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denersatz im Zusammenhang mit der fragfichen Unterbeteiligung eine weiterge-

hende fällige Forderung gegen die Bekiagte besiffi".

3. Mit Dispositiv Ziff. 2a stellte die Vorlnstanz,,in teifweiser Abweisung der

Widerklage" fest, dass die Klägerin gegenüber der Seklagten im Umfange von

US$ 359'924.14 eine seit dem 22. September 1994 fällige Forderung habe. Inso-

weit ist das angefochtene Urteil rechiskräftig geworden, weil auf die Berufung der

Klägerin niöht eingetreten wurde. Davon ist Vorrnerk zu nehmen.

4. a) Die Beklagte stetlt mit ihrer Widerklage dreiverschiedene Feststel-

lungsbegehren. Unter welclren Voraussetzungen die gerichtliche Feststellung des

Bestehens oder Nichtbestehens bundesrechtlicher Ansprüche verlangt werden

kann, ist eine Fi'age des Buncjesrechts, da das materielle Recht auch den für sei-

ne Durchsetzung er{orderlichen Rechtsscht"rtz garantiert. lm vorliegenden Fall ist

schweizerisches Bundesrecht anwendbar {vgl. unten Ziff. lll). lm Prozess vorge-

tragene Begehren sind materielf nur zu beurteilen, wenn sie auf einem hinrei-

chenden unci in der Regelaktueilen Interesse gründen. Geht es um Ansprüche

des Bundesrechts, beurteilt sich abschliessend danach, ob eln hinreichendes In-

teresse an deren gerichtlichen Beurieilung besteht. Ein sofches fehlt im Allgemei-

nen, wenn der streitige Anspruch bereits befriedet ist oder wenn er sofort oder

überhaupt nicht betriedet werden kann. Erforderlich ist im Regelfallein persönli-

ches Interesse des Petenten, welches in dem Sinn rechtlicher Natur ist, als die

anbegehrte Feststelfung oder Gestaliung einer Rechtslage ihm einen Nutzen ein-

tragen muss (BGE 122 lll 2BZf".3a mit Hinweisen). Fehlt das Rechtsschutzinte-

resse, so ist nach zürcherischem Prozessrecht die Klage nicht etwa abzuweisen,

sondern es insoweit auf die Klage nicht einzutreten ($ 51 Abs. 1 ZPO).

b) Soweit die Beklagte mit dem Widerklagebegehren Zltt.2 die Feststel-

lung verlangt, dass der Klägerin keine Forderung aus dem Unterbeteiligungsver-

trag vonr 1 1. März 19SS / 26. Mai'1983 zustehe, ist ihr Rechtsschutzinteresse oh-

ne weiteres gegeben. In gleichem Zusamrnenhang fordert die Klägerin nämlich

mit der l-lauptklage von der Beklagten einen Teilbetrag von Fr..+'1000.00, wobei

sie sich auf den Standpunkt stellt, ihr siehe der ganze Betrag von US$
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g80'0000"00 zu (act. 2 S. 3)" Die Klage ist in dieser Hinsicht materiell zu beurtei'

len,

c) Mit dem Widerklagebegehren Zift.l will die Beklagte festgestellt ha-

ben, dass mit der Vereinbarung zwischen der Bank und ihrern österreichischen

Mutterhaus vom 20.122. September 1994 {act. 5l5i keine ,,gAnze oder teilweise

Veruvertung von Vermögenswerlen iür Rechnung des Kredits" erfoigt sei. Die Vor-

insianz hat dieses Rechtsbegehren negaiiv beschieden {act. 192 S. 37}, und die

Beklagte hält mit ihrer Berufung an diesem Rechtsbegehren fest {act. 237 S. 3)'

Das Rechisbegehren hat indessen l<eine selbständige Bedeutung. Gestützt auf

das Widerklagebegehren Ziif. 2 wird nämlich zu prüfen sein, ob der Klägerin ge-

gen die Beklagte eine Forderung zusiehi. ln diesem Zusammenhang wird sich

das Gericht mit der rechtiichen Bedeutung des Vertrages vom 2A./22. Septernber

1gE4 auseinandersetzen mussen. Ein Rechtsschuizinteresse der Beklagten an

dem hier interessierenden Widerklagebegehren besteht nicht. Gleiches ist auch

zu sagen, hinsichtlich des rnii act, 162 S. 1 abgeänderten Widerklagebegehrens

Titf .3: Auch dieses Rechtsbegehren hat die Vorinstanz verworfen (act. 192 S. 37)

und auch an diesem Rechtsbegehren hält die Beklagte vor Obergericht fest iact.

237 S. 3). Mii dem Rechtsbegehre n Zift.3 der Widerklage soll festgestellt werden,

welche Ansprüche die Klägerin aus dem Vertrag vom 1'r,. März / 26. {\llai 1983 ha-

ben soll. Wenn die Klägerin sich mit der Hauptktage auf den StandpunK stellt, sie

habe einen Ansprr:ch gegen die Beklagte auf Zahtung von US$ 380'000.00, dann

ist dem Rechisschutzinteresse der Beklagten Genüge getan, wenn gerichtlich

festgesteili wird, dass ein solcher Anspruch nicht bestehe. Auch auf das Wider-

klagebegehren Ziff. 3 ist daher mangels Rechtsschuizinteresses nicht einzutreten.

lll. Anwendbares Recht

Mit Ziff . I ihres Vertrages vom 1 1 . [4ärz 1983 1 26. Mai 1983 haben die Par-

teien ihre rechtl ichen Beziehungen inr Sinne von A*. '116 Abs. 1 IPRG dem

schweizerischen Recht unterstellt {act. 5/2). Gleiches gilt auch fur die Rechtsbe-

ziehungen zwischen oder nrit Dritten, die in der vorliegenden Sache von Belang
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sind: So wurde namentlich durch das,,Loan agreement" vom 30. September 1982

(act. a9i6) zwischen der Bank und der griechischen Gesellschaft,,lniohos Ship-

ping Company" die Anwendbarkeit schweizerischen Rechts vereinbart {vgl. dort

Zitt.18). Keine der Parteien will denn auch auständisches Recht angewandt wis-

sen. Zu prüfen ist die vorliegende Streitsache daher ausschliesslich unter dem

Gesichtspunkt schweizerischen Rechts.

lV. Widerklgqe

1. Die Vorinstanz quaii i iziert das auf der Verelnbarung vom I1. März

1983 | 26. Mai 1983 {act. 512) beruhende Vertragsverhältnis der Parteien als ein-

fache Gesellschaft im Sinne der Ar1. 530ff. OR. ln dieser Hinsicht schliessen sich

beide Parteien zu Recht der Vorinstanz an (aci. 237 S. 8f., act. 243 S. 3). lm Sin-

ne von $ 161 GVG ist auf die zutreffenden vorinstanzlichen Erwägungen zu ver-

weisen (act. 192 S- 1A-20, Erw. l l l /1).

Die Bekiagte anerkennt zu Recht, dass die Unterbeteiligung der Klägerin am

fraglichen Kredit in': Ve''hältnis 380'ü00.00 zu 2'600'000 steht. Das ergibt sich un-

mittelbar aus dem Gesellschaftsvertrag, d.h. aus dem Vertrag betreffend die Un-

terbeteiligung vCIm i i. März / 2S. Mai 1983 (act. 5/2). lm Sinne dieses Vertrages

isi die Klägerin daher mit 14,615% und die Bank mit 85,385Y" an den ErlÖsen be-

teiligt- Die Darlegungen der Parteien und der Vorinstanz, die von 14,67" bzw-

85,4"i" ausgehen, sind daher ln diesem Sinne zu präzisieren.

2. a) Soweit die Vcr"instanz die von dei'Beklagten erhobene Widerklage

negativ beschied, tat sie das im Wesentfichen gestützt auf die Vereinbarung vom

2A.12?- September 1994 zwischen der Bank einerseits und ihrer damaligen Mut-

tergeselfschaft anderseits {aci. 5/5). Die Beklagte setzi denn auch in diesem

Punkte mit ihrer Kritik am vorinstanzlichen Urteil ein: Sie meint, die Vorinstanz

habe sich in dieser Hinsicht mit ihren Behauptungen nicht auseinangesetzt und

sei mit,,Hauruck-Manief' (sic!) sowie ,,rnit teils fehiender, teils klares materielles

Recht verletzender Begründung" zu einem falschen Urteil gelangt {act. 249 S. 9).

So habe die Vorinstanz es ,,unerklärlichenrreise nicht für notwendig erachtet", den
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Inhalt der Vereinbarung zwischen Mutier und Tochter,,sorgfältig und in rechtlich

korrekter Weise abzuklären unci zu beurteiten". Narnentlich habe sie sich ,,einfach

über derr empirisch übereinstimnrenden wirklichen Willen der vertragsschliessen-

den Parteien .... hinweggesetzi" bzw. sie habe,,überhaupt auf eine Ermittlung des

wirklichen Wiltens der Parteien vei'zichtet" iact. 237 S. 12).

b) Der hier interessierende Vertrag (act. 5/5) zwischen der Bank und ihrer

damaligen ivlutter hat Reflexwirkungen auf das Verhältnis der Parteien dieses

Prozesses. Es ist daher zunächst cier Sinn dieses Vertrages zu ermitteln.

Ein Vertrag kommt zustande curch die übereinstimmenden gegenseitigen

Willensäusserungen der Farteien {Art. 1 OR). Allerdings gilt im schweizerischen

Vefiragsrecht der Grundsatz des Prlrnats des subjektiv übereinstimrnend Gewoll-

ten vor dem objektiv Erl<lärten, subjektiv aber unterschiedlich Verstandenen. So-

wohl im Konsens- als auch irn Auslegungsstreit ist daher zu prüfen, ob die Padei-

en sich tatsächfich übereinstimmend geäussert, verstanden und in diesem Ver-

ständnis geeinigt haben {BGE i 23 l lf 39 E.2b}. Die Frage nach dem übereinsiim-

menden inneren Willen ist eine lafirage, wogegen die blosse Auslegung eines

Vertrages Fecfrfsfrage ist. ln diesem Sinne kommt der Vedrag zustande durch die

übereinstimmende gegenseitige Willensäusserung der Parteien (Art. 1 ORi. Diese

Willensäusserungen sind nach dem Ver-trauensgrundsatz auszulegen, indem

massgebend ist, wie sie seinerzeit vom Empfänger in guten Treuen verstanden

werden durften und mussten. Auf Undeuilichkeiten und Unrichiigkeiten einer Wil-

lenserklärung konrmt es dabei nicht an, \$enfi der Ernpfänger sie so versteht, wie

der Erklärende sie meinte. Dern Empfänger steht ailerdings der Nachweis offen,

dass der Erklärende nicht rron dern iür ihn günstigen objektiven Sinn, sondern von

einem andern für ilrn ungünstigeren Sinne ausgegangen ist; umgekehrt vermag

der Erklärende den durch Auslegung ermittelten Sinn seiner Erklärung mit dem

Nachweis beiseite zu stossen, dass seine Erklärung nicht im verkehrsüblichen,

sondern in einem für ihn gunstigeren Sinne terstanden worden sei. Diese Überle-

gungen entsprechen dern Grundgedanken von Art" 18 Abs. 1 OR, wonach bei der

Beurteilung eines Vertrages der übereinsti;-nrnencfe'wirkliche Wille und nicht die

unrichtige Bezeichnung oder Ausdrucksweise zu beachten ist {BGE 105 ll 18 F.
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3a mit Hinweisen)" Es ist mithin vorn Auslegungsergebnis ausgehend zu prufen,

ob die eine oder andere Partei clavon abr.,'reichende Tatsachenbehauptungen

betreffend die übereinstim mende Willensme in ung der Parteien aufstellt.

3. a) Der blosse Vertragswortlaut der Vereinbarung vom 20./22. Septem-

ber l g94 zwischen der Bank unci ihrer seinerzeitigen Mutter lässt auf keine be-

sonderen Rechtsbeziehungen der Vertragsparteien * von ihren Firrnenbezeich-

nungen abgesehen - schliessen: So wird in der Präambel des Vertrages die Vor-

geschichte der ganzen Angelegenheit dargestellt; namentlich wird dort auf die

,,stille Unterbeteiligung" der Klägerin arn lniohos-Kredit hingewiesen. Ferner wer-

den in der Präambel sowohl die ,,Zuger Vereinbarung" als auch die ,,Berner Ver-

einbarung" erwähnt, wobei insbesondere festgehalten wurde, dass die Bank die

Hypotheken auf dem Grundstück in Karavostassi im 1.,2.,3. und 5. Rang uber-

nommen habe. Ferner wurde darauf hingewiesen, dass mit der,,Berner Vereinba-

rung" über den Verkauf von 309'344 Aktien cier,,Cement of Halkis AG" abgerech-

nei worden sei und '165'000 solcher Aktien auf dle Bank übertragen worden seien-

Sodann wird in der Präambel daraui hingewiesen, dass die Bank,,aus steuerli*

chen Überlegungen" das schliesslich ersteigeite Grundstück in Karavostassi am

27. Juli 1gg4 in ihre irische Gesellschaft ,,Harkin Lirnited" eingebracht habe. Und

schliesslich wi rd mit der Präambei festgehaite n, welche,,Zahlungsve rpf lichtungen

aus der bisherigen Abwicklung noch .." offen stehen"-

Mit der Vereinbarung wurden sowohl die Aktien der irischen Gesellschaft

,,Harkin Limited" sowie die 165'000 der Bank zugeteilten Aktien der,,Cement of

HalkiS SA" auf ,,GC Wien" ubertragen, wOfür,,GC Wien der Bank den Betrag vOn

US$ 2'045'293.97leisten sollte tzitt.l-3). Zusätzlich entschädigte,,GC Wien" die

Bank mii Fr. 396'023.75 für die ,,im Zusarnmetrhang mit der Ersteigerung des

Grundstückes Karavostassi ... bezahlten Kosten". Sämtliche offenen Zahlungs-

verpflichtungen der Bank (gegenüber den Rechisanwälten Papaconstantinou und

Zournatzik sowie gegenüber der,,Profina Produktions- und Finanzierungsanstalt")

im Zusammenhang mit diesem Geschäfi wurde von ,,GC Wien" übernommen (Ziff.

4). tm Sinne einer internen Schuldrlbernahme übernahm GC Wien die Verpffich-

tungen der Bank gegenuber der Klägerin aus dem Llnterbeteiligungsvertrag vom
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1 i. März 'i983. In diesem Zusammenhang werde die Bank künftig gegenüber

Dritten ,Jreuhänderisch mithin in eigenem Narnen aber auf Hechnung von GC

Wien" auftreten. Ein eigenes f;isiko übernehrne sie dadurch nicht (Ziff" 5). Die

Vertragsbestimmung Ziff. 5 betreffend die interne Schuldübernahme sollte dahin-

fallen, \{renn die Klägerin ,,einer offenen Schuldübernahme" zustimmen sollte. Die

Übernahme von Akiiven uncj Passiverr ssllte per 20. September 1994 erfolgen

(Ziff. B), Abschliessend wurde im Hinblick auf allfällige Streitigkeiten der Gerichts-

stand Zurich vereinbart {Zitf. iS). Nach dem undatierten Vertragsnachtrag scdann

(act. 49/39) wur"clen die Übereignungshandlungen bis zur Auflösung des Treu-

handrrerhältnisses im Fiinblick auf den Unterbeteiligungsverirag nicht,Jormali-

siert".

b) Die hier interessierende Vereinbarung zwischen der Bank und,,GC

Wisn" kommt in der Form einer ganz nofmalen Vereinbarung zwischen zwei un-

abhängigen Dritten daher. Das äussert sich nicht zuletzt in den Klauseln betref-

fend anwendbares Recht (Ziff. 9) und Gerichtsstand {Zitr.10}. Die Bank übertrug

mit dem Vertrag ihrem damafigen Mutterhaus,,GC Wien" sämtliche von ihr imZu-

sammenhang mit dem Iniohos-Kreciit erwirischafteien Sicherheiten, liess sich von

,,GC Wien" sämtliche sowohl gehabte wie künftige Auslagen in diesem Zusam-

menhang ersetzen und liess sich aui dieser Grundlage per 20. September 1994

einen Resterlös von US$ 2'085'233.97 auszahlen bzw. gutschreiben. Das ge-

sclrafr, obwohl die Bank im Sinne des Gesellschaftsverirages mit der Klägerin

nach wie vor gehalten war, irn Sinne von Art. 530 Abs. 1 OR,,mit gemeinsamen

Kräften oder Mitteln" die Erreichung des gemeinsamen Zweckes anzustreben. Mit

der mit,,GC Wien" getroffenen Vereinbarung hat die Bank nun aber sämtliche Ein-

fiussmöglichkeiterr auf den lrriohos-Kredit ar-rs cier Hans gegeben. Soweit ihr da-

durch Mittel zugeflossen sind, hat sie die Klägerin daran jedenfalls im Sinne des

Unterbeteiligungsvefirages zu beteiligen.

Die Beklagte tegt dar, wie dei'tsetrag von US$ 2'085'233.97 errechnet wur-

de: So stand gemäss ihrer Sachdarstellung im Zeitpunkt per 20. September 1994

der lniohos-Kredit noch in einem Betrage von US$ 2'465'233.97 offen {nämlich

die Kreditsumrne von US$ 2'600'000.00 abzüglich Tilgung aus dem Verkauf des
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Stockwerkeigenturns in Piräus von US$ 134'766.03 abzriglich Anteil der Klägerin

von US$ 380'000,00 ) {vgl. act. 47 S. 52 Rz 1Cl}. Wenn man nun von einem Be-

trag von US$ 2'465'233.97 ausgeht und mit elnem Ansatz von 14,6V" den Anteil

der Klägerin errechnet, so kommt rnan zu dem von der Vorinstanz im Urteils-

dispositiv festgehaltenen Betrag von US$ 359'924.14. Da,,GC Wien" auch die

Ansprüche der Bank gegenüber der Kiägerin ubernahm, entspricht der Erlös der

Bank auf Grund ihres Vefirages mit,,GC Wien" dem Anteil der Bank, der ihr ge-

mäss dern Unterbeteiligungsvertrag zusteht. Mit andern Worten: "GC Wien" ist auf

Grund der Vereinbarung vom 20.122. September 1994 verpflichtet, die Bank für

den der Klägerin zustehenden Anteil aus dern Gesellschaftsvertrag freizuhalten-

Aus prozessualen Gründen isi nun aber nicht zu prrifen, ob der Klägerin mehr als

die von der Vorinstanz festgestellterr US$ 359'924.14 zustehen. Es ist daher we-

der in Anschlag zu bringen, dass der Klägerin nach Auffassung der Berufungsin-

stanz i4,615% und nicht nur 14,6?ä des Erlöses zustehen, noch ist zu prüfen, ob

der massgebliche Erlös cJen Betrag von US$ 2'465'233.97 überschreitet.

Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass die von der Vorinstanz in diesem

Zusamrnenhang angestellten Übertegungen (act. 192 S. 33-35, Erw. 3.3./a)

durchaus richtig sind; es kann im Sinne von $ 161 GVG auf sie verwiesen wer-

den. Der Vorinstanz ,,Huckepack-Methoden" vorzuwerfen, wie das die Beklagte

tut, ist verfehlt. Wenn sich die Bank * jedenfalls auf Grund des Wortlautes des

Vertrages vom 2A./22. September 'tr994 - von der,,GC Wien" sämtliche Erlöse,

die sie aus dem Iniohos-Kredit erwirtschaftete, abkaufen und den Gegenwert da-

für auszahlen liess, dann ist der Zweck der einfachen Gesellschaft zwischen der

Bank und der Klägerin in der Tat erfülit. Durch die mit der,,GC Wien" getroffenen

Vereinbarung begab sich die tsank atter Möglichkeiten, weitere Erlöse aus dem

Iniohos-Kredit zu erwirtschaften. Zumindest der von der Vorinstanz festgestellte

Anspruch steht der Klägerin daher zu. Und ob ihr auf Grund der gegebenen

Rechtsfage darüber hinaus noch wei{ere Ansprüche zustünden, braucht aus pro-

zessualen Gründen - närnlich wegen der Teilrechtskraft des angefochtenen Ur-

teils - nicht geprüft zu werden. Hingewiesen sei immerhin darauf, dass ,,GC Wien"

die mit dem Vertrag vom 2A./22. September 1994 vereinbarte Surnme von US$

2'085'233.37 tatsächlich leistete. Dass die Beklagte diese Zahlung als,,bilanzbe-
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reinigende Gegenleistung der Muttergesellschaft an ihre Tochter für die übertra-

gung des wirtschaftlichen Weftes der Kreditforderung lniohos" bezeichnet {act. 84

S. 24 oben), ändert daran nichts.

4. a) Darin, dass es fur die Bedeutung des Vertrages auf den tiberein-

stimrnenden Witten cier tseieiligten ankomrfierl kann, ist der Beklagten zwar zu

folgen (vgl. ihre Ausführungen in act. 84 S. 16 Ziff. 1). Voraussetzung datür ist

aber, dass äin solcher Wille vsrerst behauptet und dann auch nachgewiesen wird'

Die soeben vorgenommene Seurteilung des Verirages zwischen der Bank und ih-

rer Muttergesellschaft ist nur dann un'rzustcssen. wenn sich ergibt, dass die Par-

teien dieser Vereinbarung vom 2A.l?-2. September 1994 einen vom Woülaut bzw'

von der vorgenornmenen Auslegung dieses Worllaurtes abweichenden überein'

stimrnenden Vertragswillen gehabt haben" Solches muss sich aus Tatsachenvor-

bringen der Parteien ergeben, was wegen des Novenverbotes vor zweiter Instanz

grundsätzlich im Rahnren der erstinstanzlichen Parteivorträge zu geschehen hat.

b) Vor erster lnstanz argumentierie die Beklagte in diesem Zusammen-

hang wie folgt:

Die Vereinbarung sei im Zusammenhang damit gestanden, das

Kreditportefeuille der schweizerischen Tochtergesellschaft der

,,GC \ffien",,zu sanieren, zu bereinigen und zu straffen", weil ge-

plant gewesen sei, das Kreditgeschäft uberhaupt einzustellen

{act. 4.7 S. 50 Rz 98, aet. 84 S. i 6};

lm Sinne,,einetr sii l len Unterbeteil igung" sei auch im Fall Iniohos

Shipplng Cornpany das,,wirtschaftliche Risiko dieses Engage-

ments vcn der Muttergesellschait in Wien übernommen" worden,

wobei ,,GC Wien" nicht die Absicht gehabt habe, ,,fremde Schul-

cien zu tilgen ocIer aus eigenem Interesse der Tochtergesellschaft

Vermögenswe*e abzukaufen" {act. 47 S. 51 Rz 99).

Weder aus der VereinbarunE vom 2A./22. September 1994 noch

aus dem Nachtrag dazu sei eine solche Absicht abzuleiten, denn

aus den Vereinbarungen ergebe sich keinerlei Absicht der Mut-
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tergesellschaft,,,irgendeinem anderen als de r Tochtergesellschaft

deren wirtschaftliches Risiko aus dem Problemkredit Iniohos ab-

zunehmen" (act .47 S.51 Rz 100).

Mit der Vereinbarung vom 28./22. September 1994 sei die Unter-

beteiligung der Klägerin ausdrücktich ausgeklammert worden,

denn es sei der Bank von ihrer Muttergesellschaft ein ,,um den

exakten Betrag von US$ 380'000.00 reduzierter Betrag" überwie-

sen worden. Wenn eine fremde Schufd hätte getifgt werden sol-

ien, dann ,,hätte wohl auch zum damaligen Zeitpunkt die Mutter-

gesellschaft der tsank einen weiteren tsetrag von US$ 380'000.00

zur Verfügung stellen müssen" {act. 47 S. 52 Ftz '101 und 102).

Nach deni Vertrag wäre eigentlich anvisiert worden, dass die KIä-

gerin der Übertragung des wirtschaftlichen Risikos auf die Mutter-

gesellschaft zugestirnrnt hätte" Das habe die Klägerin aber nicht

getan (act. 47 S- 53 Rz 104f.i.

Mit dern im Vertrag als,,Kauf tiiulierten Erwerb dieser Kreditpositi-

on" Sei lediglich ,,die technische Umsetzung der eigenen Kreditri-

sikoposition der Bank an deren Muttergesellschaft" gewesen,

weshalb die BisikoübertragunE vom Septernber 1994 ,,weder eine

Tilgung von Forderungen noch einen Verwertungstatbestand im

Sinne des Unterbeteiligungsrrertrags" darstelle (act' 47 S- 55 Rz

1 10) .

Hinsichtlich der V{illenslage der Parteien im Zeitpunkt des Ver-

tragsschlusses sei das Schreiben vom 15. Juni 1998 von Dr. H-

Oberzaucher vorn 15. Juni 1998" Rechtskonsulent der,,Ersten

Bank der österreichischen Sparkassen AG", der Rechtsnachfolge-

rin von ,,GC Wien", massgeblich, auf das verwiesen werde (act-

act. 84 S. 17 oben mit Hinweis auf act. 49/36)- Mit diesem Schrei-

ben werden die Überlegr.rngen z{.Jsammengefasst,,,welche unser

Haus zur Übernahme des wirtschaftlichen Risikos aus dem Prob-

lemkredit lniohos bewogen haben". Danach hat sich ,'GC Wien"
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dazu entschlossen, ,,das wiltschaftliche Risiko aus einzelnen

Problemkrediten" zu übernehmen, was im interessierenden Fall

,,zunächst in der Fornr einer stillen Unterbeteiligung" geschehen

sei. ,,GiroKredit Schw€iz" [= Bank] habe sodann das Kreditge-

sclrätt weserrtlich reduziert und daher auch nicht nrehr über die

,,entsprechenden Kapazitäten" für die,,Gestionierung" der Prob-

lemkredite verfugt {S. 1f"), lm Falie von Iniohos habe man zu-

nächst mit dern Risikobeteiligungsvertrag vom 15. Februar 1994

das Risikc in der Form einei',,stillen Unterbeteiligung" übernorn-

men. Mit der Vereinbarung vom 20.122. Septernber 1994 seien

die Zahlungen gernäss Risikobeteiligung ufld ,,Berner Vereinba-

rung" detailliert geregelt worden. Die,,GiroCredit Wien" habe nie

die Absicht gehabi, ,,eine fremde Schuld zu tilgen'n. Lediglich ,,das

wirtschaftliche Risiko eines Ausfalles aus ciiesem Problemkredit"

habe ubernommen werden sollen. l\amenflich sollten bis zurn

,,Verkauf der Schweizer Tochterbank an die Rabobank" die Kre-

ditpositionen weitestgehend reduziert ... werden". Daran ändere

auch nicht, dass einige Problernkreciite von der Rechisnachfolge-

rin der ehemaligen GirqCredit Schweiz gefuhrt würden, ,,jedoch

auf fiechnung und Risiko ,ünseres Hauses". Klargestellt wurde

sodann, dass Venruertungserlöse im Sinne der Vereinbarung vom

20. September I 22. Septemberl994 von GiroCredit Schweiz ,,an

den tatsächlichen wi $schaftlichen Be rechtigten, närnlich Gi roCre-

dit Wien weiterzuleiten sind". Und es sei Sache von GiroCredit

Wien, dass die Verwertungserlöse lm Sinne des Unterbeteili-

gungsvertrages auf die Klägerin aufgeteilt würden.

Weiter frlhrt cjie Klägerin aus (act. 84 S. 17), dass konzernintern

ein Gläubigeraustausch herbeigeführt werden sollte. Verwiesen

wird sodann auf eln Schreiben von Dr. Michael Neumayr, dem

Vorsiizehden der Geschäftsleltung der GiroCredit Bank Schweiz

[= Bank], vom 13. Januar i999 {act. 86/2}, wo ausgefuhrt wurde,

dass,,das Kreditengagement nach Wien übertragen und in der Bi-
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lanz der damaligen GiroCredit Bank {Schweiz) AG ausgebucht"

worden sei, weil ..das wirtschaftliche Risiko nunmehr ausschliess-

lich in Wien liegen sollte".

Dass lediglich ein Gläubigeraustausch habe herbeigeführt werden

sollen, ergebe sich auch aurs dem Ingress des Vertrages vom

20.122. September 1994, wo ausgeführt wurde, dass die Position

,,vollurnfänglich arr GC Wien zu ubertragen wünschen" {aci- 84 S-

18) .

Eine,,Tilgung und eine Beendigung des Kredites" sei auch des-

halb nicht beabsichtigt gewesen, well die Muttergesellschaft ge-

mäss Zitt.8 des VertraEes vom 2A.P2, September 1994 auch in

den Unterbeteiligungsvertrag hätie eintreten sollen {act. 84 S- 18).

Die beiden Banken hätten eben nur eine,,interne Übertragung

des wirtschaftlichen Flisikos vereinbart", weil sie nämlich voraus-

gesehen hätten, dass die Klägerin ihre,,Zustimrnung eventuell

verwelgern wird" {act. 84 S. 1Bf.).

Der Vertrag vCIm 2A.122. September 1994 habe einzig konzernin-

ierne Bedeutung und sei ein blosser,,Buchungsbeleg" {act- 84 S.

20).

Per 31. Dezen'rber 1997 sei die Forderung ,,wieder in die Bilanz

der Beklagten eingebucht" worden {act. 84 S- 21f.}. Die Parteien

des Vertrages vom 29.!22. September 1994 hätten nämlich die

angestrebte Übertragung der Kreditposition auf die Muttergesell-

schafi mangels Zustimmung der Klägerin nicht realisieren kön-

nen.

c) lrn erstinstanzlichen Hauptverfahren beschränkte sich die Beklagte im

Wesentlichen auf die rechtliche Diskussion des Verirages vom 20.122. September

1994. Stets wiederkehrend, aber immer wieder in einer andern Forrn, beteuerte

sie, dass es bei diesem Vertrag lediglich darum gegangen sei, der Tochtergesell-

schaft das wirtschaftliche Risiko für den notleidenden Kredit abzunehmen- Das
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deckt sich inciessen auch mit der rechtiicherr Beurteilung des Vertrages: Sämtli-

che erwirtschafteten Sicherheiten aus dem Iniohos-Kredit überlrug die Bank auf

eine Dritte. Dass diese Dritte wirtschaftlich ihre Mutter war, ändert daran nichts,

weil rechtlich Muttergeselfschaft und Tochtergesellschaft eben von einander un-

abhängig sind. Die Ülrernahme des Risikos durch die Muttergesellschaft bewirkte,

dass die Bank die erwirtschafteten Sicherheiten inr eigentlichen Sinne veräusserte

und dafür ejne Gegenleistung erhielt, die dazu fuhrte, dass der fragliche Kredit

aus ihrer Bilanz ausgebucht werden konnte (in diesem Sinne auch ihr Vorsitzen-

cier der Geschäftsleltung Dr. Neui'nayr in seinem Schreiben vom 13. Januar 1999,

act. 86/2). Namentlich gab sie mit Cer Übe*ragung der Aktien der "Harkin Lirnited"

die bedeutendste Sicherheit, die man rJamals hatie, aus der Hand, nämlich im Er-

gebnis das von dieser Geselfschaft gehaltene Grundstück Karavostassi. Durch

diesen Vorgang war es der Bank verin'ehrt, kun{iig welterhin im Sinne des Gesell-

schaftsvertrages mit gemeinsamen Kräften oder Mitteln den gemeinsamen Zweck

anzustreben, ehva durch den bestmögtichen Verkauf des in Frage stehenden

Grundstückes. Gleiclres muss ar:ch gelten hinsichtfich der Übertragung der Aktien

an der Cernent of Hati<is AG. Fest steht, dass die Bank bereits am'tr5- Februar

1994 mit ihrem Mutterhaus einen ,.Risikobeteil igungsvertrag" lm Sinne einer,,sti l-

len Risikobeieiligung" abgeschiossen hatte {vgl. dazu Präambel des Vertrages

vom 20.122. September 1994, act. 5/5 S. 1 unteni. Auf diesem Wege hätte die

Bank, ohne ihre Hechtsbeziehungen mii cier Klägerin zu tangieren, das ganze Ri-

siko des Geschäftes auf das Mutterhaus überwälzen können.

Der Bekfagten hiffi es nichts, wenn sie beteuert, die Vertragsparteien hätten

am 2A.ftZ. September 1994 keine fremden Schulden tilgen wollen. Entscheidend

ist, dass die Bank durch den Vertrag mit ihrem Mutterhaus die Zweckbestimmung

des Gesellscha{tsvertrages im Sinne von Art. 545 Ziff. 1 OR hei"beiführie, indern

sie sämtliche erhältfich gernachten Leistungen und Sicherheiten im Zusammen-

hang mit den Iniohos-Kredit versilbede. Die These der Beklagten wird auch nicht

etwa durch den Umstand gestützt, dass ihr die tseteitigung der Klägerin im Betra-

ge von US$ 380'000-0CI am iniohos-Kredii mii dem Vertrag vom 2A./22. Septem-

ber 2003 nicht in Valuta erstattet wurde. Es genügt, dass ,,GC Wien" der Bank mit

Zift- 5 Abs. 'i des Vertrages \rersprach, sie für alle der Klägerin,,zu erbringenden
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Leistungen zu entschädlgen, resp. sie davon freizuhalten". Und ebenso wenig

nützt der Beklagten der Umstand etwas, dass der Vertrag mit dem Mutterhaus

hinsichtlich der Verpflichtungen der Bank aus dem Vertrag mit der Klägerin die

Möglichkeit einer,,offenen Schuldubernahfiie" irn Sinne von Art. 176 OR vorsah,

wenn die Klägerin dem zustirnnren sollte {Ziff. ö), und bei Fehlen dieser Zustim-

mung diese Schuldubernahme als,,interne Schuldübernahme gemäss Art. 175

OR" bezeichnete {Ziff. 5}. Daclurch lässt sich närntich nicht wegdiskutieren, dass

die Bank dadurch sämtiiche im Zusarnmenhang rnit dem lniohos-Kredit erwirt-

schafteten Sicherheiten aus der Fland gab und dar-nit dern Zugriff der Gesellschat-

ter entzog. Und das wiederum hat Auswirkungen auf das Gesellschaftsverhältnis

zwischen der Bank und der Klägerin, selbst wenn die Bank und ihr Mutterhaus

durch den Vertrag vom 2A.122. September 1994 keine fremden Schulden tilgen

wollten. Dass in einem späteren Zeitpunkt die Fcrderung ,,wieder in die Bilanz der

Beklagten eingebucht" wurde {act. 84 S. 21f.), ändert daran nichts. Ein einmal be-

endetes Gese{lschaftsverhältnis beciarf zu seiner Vt'eiierfÜhrung einer neuen ver-

traglichen Grundlage.

5. a) Die Beklagte meint, dass der Zweck des Gesellschaftsverhältnisses

zwischen der Klägerin und der Bank erst in irgendeiner unbestimmten Zukunft mit

der Veräusserung des Grundstückes in Karavostassi,,als dem letzten Vermö-

genswen, d.h. der letzten Sicherheit der Einfachen Gesellschaft" erreicht werde.

Zvr Zeilsei dieser Zweck noch nicht erreicht (act.237 S. 28 Rz77l. Wurde indes-

sen dieses Grundstück von der Bank aus steuerlichen Überlegungen in eine Akti-

engesellschaft eingebracht, dann ist das Gruncjstück im Ergebnis veräussert,

wenn die Aktien dieser Gesellschaft auf einen Dritten übertragen werden, wie das

im Verhältnis zwischen der Bank und ihrern Mutterhaus geschehen ist.

b) Dieser Überiegung hält die Beklagte allerdings entgegen, dass die

Bank noch immer über die Sicherheiten verfügen könne. So befinde sich die das

Grundstück in Karavostassi haltende ,,Harkin Lirnited" noch immer in ihrem Eigen-

tum. Dle Verpflichiung der Bank gegenüber der Muttergesellschaft sei auch nach

der Vereinbarung vom2A,ft2. September i994 nur obligatorischer Natur gewe-
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sen. Noch heute sei die Bank Eigentümerin alier Aktien der,,Harkin Ltd." {act. 237

S. 23-25 Rz 61-64).

Auch das kann der Beklagten nichts helfen: Darauf, dass die Beziehungen

zwischen der Bank und ihrem Muilerhaus nur obligatorischer Art sein sollen, kann

es nicht ankommen. Entscheidend ist, dass nach cler getroffenen Absprache künf-

tig die Bank sämtliche Rechte ledigiich als Trer-rhä.nderin ihres Mutterhauses

wahrnehmen sollte (Verlrag vom 20./22. September 1994)" Sie übernahm mithin

gegenüber ihrem Mutierhaus in jeder Hinsicht die Verpflichtung, im Sinne der Ver-

einbarung vam 2A,122. September 1994 zu handeln- im undatierten Nachtrag zu

dieser Vereinbarung (act. 49/39) wurde sodann präzisiert, da.ss,jegliches irgend-

wie geartetes Auftreten" der Bank gegenüber Driitpersonen von der Treuhandab-

rede edasst werde. Die im Vertrag vorgesehenen Aktienübertragungen würden

daher einstweilen,,nicht formalisiert", so dass die Bank namentlich bezüglich der

,,Harkin Limited" afs ,,ti'euhänderische Aktionärin" im Aktienregister eingetragen

bteibe. Entsprechendes soli auch gelten für die Halkls-Aktien.

Fiduziarisches Eigentum ist eben nicht ungebundenes Eigentum (Liver, !n

Schweizerisches Privatrecht, Band V/l, S. 24). Durch den mit dern Mutterhaus

abgeschlossenen Vertrag hatte cjie Bank daher jedes eigene lnteresse an der

Vertotgung des gemeinsarnen Geseilschaftszweckes verloren, womit die wesent-

liche Grundlage des Gesellschaftsvertrages entfiel. lndem sich die Bank hinsicht-

lich der Aktien, die bezüglich des Iniohos-Kredites die einzige Sicherheit bildeten,

mit einer blossen treuhänderischen Steilung zufrieden gab, übte sie auch nicht

mehr die eigentliche Herrschatt über diese Sicherheiten aus. fs ist dies denn

auch die logische Folge des Vertrages vCIm 2A.12?.. September 1994, mii dem die

Klägerin ihre Aktien - gegen Empfang einer Gegenieistung {mit den Worten der

Beklagten: die Muttergeselischafi haite die Barrk bereits ,,ausbezahlf', act. 249 S.

15) - veräusserte.

Nicht von ungefähr betont ciie Beklagte denn auch, dass mit dem Vertrag

vom 2A.ft2- Sepienrber ''i994 ein ,,Glär-rblgeraustaussh" bewerkstelligt werden soll-

te (act. 84 S. 18). Dieser,,Gläubigertausch" kann indessen nicht nur isolierte Aus-

wirkungen auf das Verhältnis zwischen Mutter und Tochter haben. Vielmehr wur-
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de damit auch in den Gesellschaftsvertrag zwischen der Klägerin und der Bank

eingegriffen, indem über die Konstruktion eines Treuhandverhältnisses die Bank

als bisherige Geseltschafterin durch ihr Mutterhaus abgelöst werden sollte. lm Er-

gebnis wurde durch diese Konstrul<lion Art. 542 Abs. 't Ofi, der die Ablösung ei-

nes Gesellschafiers durch einen neu beitretenden Gesellschafter von der Zu'

stimmung aller bisherigen Gesellschafter abhängig macht, urngangen. Die Be-

klagte meint zwar, dass die Klägerin ,,durch den Risiko-Unterbeteiligungsvertrag

weder besser noch schlechter gestellt" sei,,als ohne diesen Vertrag" (act. 237 S.

26). Dern ist nicht zu folgen. Die von der Bank im Zusamrnenhang mit dem Inio-

hos-Kredit erwirkten ,,letzten Sicherheiten" standen mit dem Vertrag vom 2A.122.

Septemberl999 - wenn auch nur fiduziarisch - unter der Verfügungsgewalt ei-

nes Dritten, nämlicl'r des Mutterhauses der Bank. Faktisch wurde dadurch die

Bank als Gesellschaftei'in durch ihr Mutterhaus erseizt und damit in unzulässiger

Weise in den Gesellschafisvertrag zwischen der Bank und der Klägerin eingegrif-

fen. Das ist schon deshalb nicht von uniergeordneter Bedeutung, weil die Bank,

wie aus den bei den Akten liegenden Handelsregisterauszügen zu ersehen ist, ei-

ne Gesellschaft ist, die sich immer wieder von neuem kaufen und verkaufen liess.

6. a) Die Beklagte beanstanciet schiiessiich die von der Vorinstanz vorge-

nommene Berechnung des Anteils der Klägerin. Die von,,GC Wien" an die Bank

geleistete Zahlung sei nicht der Gegenwert,,eines späteren Veruvertungserlöses",

sondern wiederspiegele ,yielmehr die konzerninterne SanierungsfunKion dieser

Zahlung". Der Betrag von US$ 2'465'233.97 entspreche,,einern blossen Nominal-

wefi, der mit dern tatsächlich erzielten bzw. in Zukunft rnöglicherweise zu erzie-

fenden Venrvertungserlös nichts zu tun" habe {act.237 S. 30f.). Es sei,,falsch und

illusorisch anzunehmen, dass eine Verwertung cier Sicherheiten exakt einen Erlös

von US$ 2'465'233.97 abwer-fen würde" iact. 237 S. 32).

Auch dieser Auffassung der Beklagten ist nicht zu folgen. Die Bank rnuss

sich eben dabei behaften lassen, dass sie die ,,letzten Sicherheiten" veräusserte,

und zwar zu den im Vertrag vom 20.i22. September'tr994 iestgetegten Konditio-

nen. Davon ausgehend ist die von der Vorinstanz vorgenornmene Rechnung

durchaus richtig. Die Sicherheiten wurden von der Bank im Sinne des Gesagten
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vei'silbert, so dass an keinen,,in Zukunfi nrögiichenrveise zu erzieienden Verurer-

tungserlös" mehr zu denken isi. Und die Frage, ob nichi hätte ein höherer Gewinn

erzielt werden können, stehi aus prozessualen Gründen nicht nrehr zur Diskussi-

on.

b) Die Beklagte meint sodann, eine,,innere gesellschaftsrechtliche Ausei-

nandersetzung zwischen den Farteien aus dem Unterbeteiiigungsverlrältnis" habe

,,bis zurn heutigen Datunr noch nicht statigefunden". Die ,,endgültige Quantifizie-

rung des Auslagen- und Verurenciungsersatzes der Beklagten" erfordere,,urnfas-

sende Berechnung€fi", die erst noch durchzuführen seien {act" 237 S.40). Dem

ist nicht zu folgen. Die von der Beklagien als Schuldnerin angehobene negative

Fesistellungsklage lsi das prozessuafe Gegenstück zu einer Leistungsklage des

Gläubigers und ist rnrie diese für beide Partelen mit einer Frozessführungspflicht

verbunden. Die Beklagte hatte mithin - und zwar grundsätzlich im erstinstanzli-

chen Hauptverfahren - alles vt:izutragen, was gegen die Ansprüche der Klägerin

spricht; mithin hatte sie gegebenenfalls auch ilrren Ausfagen- und Verwendungs-

ersatz zu sui:staniiieren. Wenn sie das aber unierliess, dann ist davon auszuge-

hen, dass es solche Ansprüche nicht gibt.

7. a) Unter Berufung auf $ 115 Zift. 2 ZPA ffägt die Beklagte im Beru-

fungsvedahren Noven vor: indem sie sich auf den Standpunkt stellt, mit den Bei-

lagen 2 und 5 zur Berufungsschrift (act.23812 und 238/5) könne im Sinne dieser

tsestimrnung sofoü bewiesen werder:, dass die Klägenn einen Liquidationserlös

von € 28'432.66 bezogen habe. Erstmals seien die Unterlagen act.238/2 und act.

238i5 mit der e;-siinstanzlichen Stellungnaiime zum Beweisverfahren eingerelcht

worden (act. 237 S" 35f., act.249 S. 22). Die Klägerin anerkennt zwar, den er-

wähnten Betrag erhalten zu haben. Diese Zahlung habe aber nlchts mit dem vor-

liegenden Verfahren zu tun. Die Beklagte habe der Klägerin den fraglichen Betrag

,,ohne Anerkennung einer Rechtspfl icht" bezahli. Diese Zahlung seivon der Klä-

gerin .,auf Anrechnung an Zinsen aus der* Unterbeteiligungsveftrag entgegenge-

nommen" worden {act. 243 S. 35, act.252 5.22t.J.

lm Hinblick auf diese Zahlung von € 28'432.66 änderte die Beklagte denn

auch anlässlich der vorinslarrzlichen Beweisverhandlung vorn 25. März 2002 ihr
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Rechtsbegehren {Prot. I S. 33 mit Hinweis auf act. '162). Sie legte dabei auch ver-

schiedene Urkunden vor {act. 163/1-6i. Aus act. 163/6 ergibt sich, dass in der Zeit

zwischen dem 19. Dezember 2001 und dem 8. Februar 2AA2 Halkis-Aktien für

insgesamt € 'i94'539.27 verkauft wurden. Den Anteil der Klägerin errechnete die

Bank auf € 28'432.66

bi Nach Abschluss des erstinstanzlichen Hauptuerfahrens sind neue Vor-

brlngen sowohlvor erster ais auch vor zweiter lnstanz nur noch gestützt auf die

Ausnahmebestimrnungen von $ i 15 ZPO möglich {vgl. $$ 114 und 267 ZPO}' Die

Klägerin bestreitei die Rlchtigkeit der von der Beklagten neu vorgelegten Urkun-

den act. 238/2 und act. 238t'5 nicht. Fest steht ar"rf Grund dieser Urkunden, dass

die Bank der Klägerin am 'i9. März 2002 einen Bankcheck uber € 28'432.66 zu-

kommen liess. Diese Zahlung stellte gemäss dem Schreiben der Bank vorn '19.

März z111,,eine Vorabverteifung des LiquidationserlÖses bezüglich der nun ver-

werteten Halkis/Herakles Aktien" dar (act. 23812j.

ln rechtiicher Hinsicht ist auf Aü. 8C Abs" 1 CR hinzuweisen. Genräss dieser

Gesetzesvorschrift steht zunächst dem Schutdner die Befugnis zu, bei der Bezah-

lung zu erklären, welche vcn nrehreren Schulden er iilgen wiil. Gemäss der Erklä-

rung der Bank ist der Betrag von € 28'432.66 au{ den der Klägerin zustehenden

Liquidationserlös anzurechnen. Es hilft der Klägerin daher nichts, wenn sie den

von der Beklagten empfangenen Beirag anders verwendet wissen will, nämlich

auf Anrechnung der Zinsen aus dem Unierbeteiligungsvertrag" Davon abgesehen,

ist das angefochtene Urteil insoweit rechtskräftig, als rnit ihm festgestellt wurde,

dass der Klägerin keine salche Zinsen zustehen. Das Widerklagebegehren 7.:itI.2

ist daher (gegenuber dem vorinstanzlichen Urteil) insoweit weiter teilweise gutzu-

heissen, als fesizusi.ellen ist, dass die Beklagte bzw" ihre Rechtsvorgängerin der

Klägerin am i 9. März 2002 im Hinblick auf den Liquidationserlös aus dem Unter-

beteiligungsvertrag vom 1'1. März 126" Mai 1983 einen Betrag von € 28'432.66

bezahlt hat. lm Übrigen ist das Widerklagebegehren Zitt.2, soweit es von der Vor-

instanz noch nicht rechtskräftig beurteilt wurde, abzuweisen. lm Ergebnis heisst

das, dass von dem gemäss vorinstanzlichem Urteil der Klägerin zustehenden Be-
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trag von US$ 359'924.14 ein weiterer Betrag von € 28'432.66 {Valuta 19- März

2AA2I in Abzug kommt.

8. a) Die tseklagte meint alferdings, Gegenstand der Widerklage sei die

'Feststellung, dass die Klägerin aus dem Unterbeieiligungsvertrag bezüglich des

Nominalwertes von US$ 380'000 keine fällige Forcierung Eegen die Beklagte" be-

sitze {act" 237 S. 41}. Weder ein Nominalwert noch ein fixer Forderungsbetrag

seien iemals Gegenstand der Wider"kfage gewesen. Insbesondere sei auch die

konkrete Berechnung der Forderung nie ein Thenra des erstinstanzlichen Verfah-

rens gewesen.

Diese Sichtweise ist unrichtig. Das Recht-sschutzinteresse bezüglich der von

ihr erhobenen Fesistellungsklage steht der Beklagten deshalb zu, weil die Kläge-

rin hinsichtlich der von ihr behaupteten Forderung von US$ 380'000.00 lediglich

eine Teilklage erhob, sich gleichzeitig aber des ganzen Anspruches berühmte.

Häite die Klägerin US$ 380'00C.00 eingekfagt, so hätte diese Klage nicht nur

durch gänzliche Abweisung ocler gänzliche Guthelssung der Klage beurteilt wer-

den müssen, sondern seibstverständlich hätte die Klage auch nur teilweise gut-

geheissen werden können. Demgegerrübei'ist die von der Beklagten erhobene

negative Feststellungsklage das prozessuale Gegenstück zur Leistungsklage, die

von der Gegenparlei hätte erhoben werden können ivgl. BGE 129 ll l l  195 E.2.3).

Gleich wie bei der Leistungsktage steht auch bei der negativen Feststellungsklage

die ganze Forderung zur Diskussion, Je nach Parteivorbringen kann auch sie -

sei es aus tatsächlichen oder aus rechtlichen Gründen - auch nur teilweise gut-

geheissen werden. Wenn die Vorinstanz zum Schfusse kam, dass die Forderung

dei'Klägerin gegen die Beklagte im umfange von uS$ 359'924.14 ausgewiesen

sei, ist das mithin aus prozessualen Gründen nicht zu beanstanden. Und entspre-

chend den obigen Ausführungen lsi der Vorinstanz darin auch in materieller Hin-

sicht zu fotgen.

b) Mit Dispositiv-Ziff. 2a steilte die Vorinstanz fest, dass,,im Umfang von

US$ 359'924.14 seit dern 22. September 1994 eine fällige Forderung der Klägerin

gegen den Beklagten bestehf'. Da die Klägerin keine Feststellungsklage erhoben
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l-rat, kann in"l Urteilsdlspositiv auch keine Feststeliung zu ihren Gunsten ergehen,

wie das von der Vorinstanz gemacht worden ist.

V..Hauptklage

1. lhre Hauptklage versteht die Klägerin ausdrucklich als blosse Teilklage:

Sie stelft sich nämtich auf den Stancjpunkt, aus dem am 1. März bzw. am 26. Mai

1gB3 mit der Bank abgeschlossenen Unterbeteiligungsvertrag (act. 5/2) unter dem

TitelZinsen einen Anspruch auf US$ 460'89S.00 und unter dem Titel Darlehens-

summe einen solchen auf US$ 380'000.00 zu haben. Unter dem TitelZinsen for-

dert die Klägerin in diesem Frozess von der Bank Fr, 4'000.00 und unter dem Ti-

tel Darlehenssurnme einen Beirag von Fr. 4'100.00, insgesamt mithin einen Be-

trag von Fr. 8'100.00 {act. 2 S. 3).

2, a) Mit Verfügung vorn 21. Mai 2004 wurden die Parteien darauf hinge-

wiesen, dass die Klägerin der Melnung sei. aus dem zwischen den Parteien ab-

geschlossenen Unterbeteiligungsvertrag Anspruch auf die l-eistung von verschie-

denen Beträgen in amerikanischer Währung zu haben. Es wurde daher die Frage

aufgeworfen, ob die Klägerin ihre Forderung überhaupt in Landeswährung erhe-

ben dad, wie sie das getan lrat. Die Parteien wurden daher aufgefordert, zu dieser

Problematik Stellung zu nehmen (act. 266).

b) Mit ihrer Steliungnahrne bestätigt die Klägerin, dass ihre Ansprüche auf

den Unterbeteiligungsvertrag der Parteien zurückgehe. Für Verpflichtungen zwi-

schen den Parteien aus diesem Vertrag seien nicht US-Dollars die massgebliche

Vertragswährung;vielmehr seien das Schweizer Franken (act. 270 S, 2f.). Und

wenn sich die Frage der Währung überhaupt ges{ellt hätte, dann hätte ihr gegen-

über von der richterlichen Fragepflicht Gebrauch gemacht werden müssen, was

unterlassen worden sei {act. 270 S. 5). Schliesslich hätten die Parteibn durch ihre

Ausserungen in diesem Prozess die Schr,veizerische Währung nachträglich als die

Verlragswährung vereinbart {act. 270 S. 5-7}, Die Beklagte weist diese Darstel-

lung der Klägerin zurück {act.277).



c) Die These der Klägerin, als Vertragswährung für das Unterbeteili-

gungsverl^rältnis sei*n Schweizer Franken bezeichnet worden, isi verfehll Ge-

mäss dem Brief der Bank vom 11. März 1983, dem die Klägerin am 26. Mai 1983

vorbehaltlos zusiimrnie (act. 5/2i, war die Klägerin arn Gesamtdarlehen im Betra-

ge von US$ 2'600'S0CI.00 im Beirage von US$ 380'000.00 beteiligt. Und gemäss

Zitt.5 des Vertrages sollte die Klägerin die Rückzahlungen einzig aus den drei

letzten Raten des Darlehensnehmers erhalten, die dofi in amerikanischer Wäh-

rung mlt US$ 125'000.00 bzw. mit US$ i30'000.00 erwähnt werden. Da die Klä-

gerin über eine Unterbeteiligung an eineffi Darlehen rnit einer Darlehensvaluta in

amerikanischer Währung verfügt, ist Ciese Währung auch die Vertragsvaluta für

das Unte rbeteiligungsve rhältn is.

d) Zu Unrecht moniert sodann die Klägerin, sie sei nie in den Genuss der

richterlichen Befragung gernäss $ 55 ZPO gekommen. Die richterliche Frage-

pfficht setzt gemäss $ 55 ZPA nur dort ein, wc die Stellungnahme einer Partei un-

klar, unvoliständig ocier unbestirnmi ist. Das war hinsichtlich der Formulierung des

Hauptklagebegehrens nicht der Fall. Der Unrstand aber, dass die Klägerin mit

dem von ihr formulierten Hauptklagebegehren aus rechtlichen Gründen scheitern

muss, kann keinen Anlass zur richterlichen Befragung geben. Es ist nicht Sache

des Richters, die Parieien in rechtlichen Belangen zu beraten.

e) Schliesslich ist der Klägerin auch darin nicht zu folgen, wenn sie rneint,

die Parteien hätten durch ihr Verhalten im Prozess nachträglich als Vertragswäh-

rung die schweizerische Währung vereinbart. Mit ihrer in Schweizer Franken er-

hobenen Klage habe die Klägerin der Beklagten nämllch sinngemäss den Vor-

schlag unterbreitet, dass der eingeforderte Teilbetrag in Landeswährung zu be-

zahlen sei. Darauf habe die Beklagte diese Forderung nicht dem Grundsatze

nach in Frage gestellt, sondern nur die Fälligkeii der geltend gemachten Forde-

rung bestritten. Ebenso habe sich die Beklagte dadurch, dass sie eine Widerklage

eirrgereicht häbe, fur die Schweizerische Währung als Vertragswährung entschie-

den (act. 270 S. 5-7). All diesen Argumenten dei"Klägerin ist nicht zu folgen. Da-

durch, dass ciie Beklagie sich zur Vr/ährungsfrage nicht äusserte, stimmte sie ei*

ner schweizerischen Vertragslrährung sc wenig zu, wie durch den Umstand, dass
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sie Widerklage erhob. Die Frage der Vertragswährung war im Gegenteilwährend

des ganzen bisherigen Prozesses nie ein Thema. Die Frage aber, ob die Klage

deshalb scheited, weil sie in laischer Währung geltend gemacht wird, ist eine

Rechtsfrage, die vom Gericht von Amtes wegen zu entscheiden ist.

3. Unter rechilichen Gesichtspunkten fragt es sich, ob ctie Klägerin über-

haupt eine Fremdwährungsschuld in Schweizer Franken einklagen kann. Gemäss

Afi. 84 Abs. t OR sind Geldschulden nämlich,,in gesetzlichen Zahlungsmitteln der

geschuldeten Währun$'zu bezahlen. Bichtig ist zwar, dass gemäss Ari. 84 Abs. 2

OR der Schuldner eine Fremdwährungsschuld in Landeswährung bezahlen kann,

afferdings rn{Jss er dies nichttun. Anders verhielte es sich nur, wenn es sich bei

der Fremdwährungsschuld urn eine eigentliche Effektivschuld handelte. Ander-

seits kann der Gläubiger die ihm zustehende Zahiung nur in der vereinbarten

Fremdwährungfordern {Schraner, in Zürcher Kommentar, N. 186 zu Art. 84 OR;

Weber, in Berner Kornmentar, N. 332 zu Art. 84 OR; vgl. BGE 125 ll l  450 8.5).

Hinsichtlich seiner Formulierung wurde Art. 84 OR zwar durch das Bundesgesetz

übe r die Währung und Zahlungsrnittel {SR 941 .i 0} per 1 " Mai 2000 modernisierl,

inhaltlich aber nicht geändert ivgl. BBi 1999 S. 7285). Steht dem Gläubiger die

Forderung in einer Frerndwährung zu, so hat er nicht das Recht, die Forderung

gerichtlich in der Landeswährung geltend zu machen und damit dem Schuldner

das ihm gemäss Art. S4 Abs. 2 OR zustehende Recht zu nehmen, zwischen der

Leistung in Fremdwährung oder in Landeswährung zu entscheiden. Gerade im

vorliegenden Fall ist dies im Hinbtick auf aflfältige Kursdifferenzen von entschei-

dender Bedeutung. Der rnassgebende Unterbeteiligungsvertrag stammt aus dern

Jahre t983; dass Währungsdifferenzen in elnem Zeitraum von über 2O Jahren

von entscheidender Bedeutung sein können, liegt auf der Hand-

Zu Unrecht hat die Klägerin rnit ihrer Hauptklage Landeswährung statt

Fremdwährung geltend gemacht. Damii kiagte sle ein Atiud ein. Die Klage ist da-

her abzuweisen.

4. Die mit der Teilklage der Klägerin geftend gemachte Zinsforderung im

Teilbetrag von Fr. 4'000.00 wäre im Übrigen auch deshalb abzuweisen, weil mit

dem rechtskrciftig gewordenen Teil des angefochtenen Urteils festgestellt wurde,
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dass der Klägerin keine Zinsforderungen zustehen. Dagegen wäre der andere

Tell der Hauptklage, welcher die Fr-stattung der Darlehenssumme aus dem unter-

beteiligungsverhältnis zum Gegenstand hat - wie aus den Darlegungen zur Wi-

derklage hervorgeht - gutzuheissen gewesen, wenn die Klage nicht auch insoweit

wegen cjer Währungsproblematik abzuweisen wäre.

Vl, Kosten' unC Entgcbädig_Ungslolqen

1. a) Zu Recht ging ciie Vorinstanz hinsichtlich der negativen Feststel-

lungsklagen bezüglich der Geldforcierungen von einem Streitwert von US$

840'896.00 aus. Das entsprach am 9. Juli 1999, dem Zeitpunkt des Eintritts der

Rechtshängigkeit {vgl. $ 18 Abs. 1 ZPO}, bei einem mittleren Kurs von Fr, 1.571

US$ einem Betrag von Fr.i'324'41'1.00 (act. 26811). Entgegen der Meinung der

Vorinstanz ist närniich nicht von einem ,,durchschnittiichen Kurs" (offenbar bezo-

gen auf die ganze Prozessdaueri, sondern von jenenr vom 9. Juli 'i999 auszuge-

hen. Da der Hauptklage ein Streitweft rron Fr. 8'100.00 zukcmmt, ergibt sich ein

Gesamtstreitwert von Fr. 1'332'5'!1.00. Dazu kommt der Streitwert der unbeziffer-

ten Widerklagebegehren Ziff. 1 und 3.

b) Hinsichtlich der Widerklage kommt die Berufungsinstanz zum Schluss,

dass zu Gunsten der Beklagten eine Zahlung von € 28'432.66 zu berücksichtigen

ist. Diese Zahlung wurde von der Klägerin selber veranlasst, und zwar erst im

Laufe des Beweisverfahrens. Hinsichtlich des erstinstanzlichen Verfahrens ver-

mag damit diese späte Zahlung die Pi'ozesskosten nicht beeinflussen, Es ist da-

her davon auszugehen, dass die Klägerin erstinstanzlich hinsichtlich der HauBt-

ktage mit Fr. B'i00.00 unterliegt und hinsichtl ich der Widerklage mit US$

480'971.S6 (US$ 460'896.00 + US$ 20'075.86) tvgl. act. 192 S. 37); US$

480'971,86 (Valuta 9. Juli 1999) entsprechen einem Betrag von Fr. 757'531.00

{ac!..26812), so dass die Kläge;'in erstinstanzlich insgesarnt mit Fr- 765'631.00 un-

terfiegt (ohne Widerklagebegehren Zttr. 1 und 3) ocjer zu 57"/D- Unter Berücksichti-

gung des Urnstandes, dass die Seklagte mit ihren unbezifferten.Widerklagebe-

gehren unterliegt, rechtfertigi sich die von der Vorinstanz vorgenommene hälftige
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Kostenaufteilung für das erstinstanzliche Verfahren sowie die Wettschlagung der

Prozessentschädigunge n.

c) Die Beklagte hat vor Vorinstanz hinsichtlich ihrer Widerklage gestülzt

auf g 76 ZPA eine Kaution zahlen rnüssen iProt. I S. 3, act. 69). Damit sind auch

jene Kosten, dle von der Klägerin zu tragen wären, von der Beklagten zu bezie'

hen, und zwar unter Einräumung des Rückgriffs auf die Klägerin (S 67 Abs. 3

ZpO). Da die Hauptkiage lediglich 0,6?o des Gesamtstreitwertes ausmacht, recht-

fertigt es sich nicht die Kosten für die Hauptklage idie nicht mit einer Kaution ge-

mäss S 76 ZPO sichergestellt wurden) auszuscheiden.

d) Die Vorinstanz hat mlt Dispositiv Zltf. 4 angeordnet, was mit von den

Parteien geleisteten Kautionen und Barvorschüssen geschehen soll. Demgegen-

uber stellt die Beklagte nTit ihrem Berufungsantrag Zifi. 3 abweichende Anträge.

Beides ist überflüssig. Die Frage der Hückzahlung von Kautionen stellt sich erst

nach Ftechtskraft des Urteils und wircl eine Frage der Jusiizverwaltung sein, auf

die das Gericht durch sein Urteii keinen Einfluss zu nehmen hat. Denkbar ist

durchaus, dass es z.B. wegen Verrechnungserklärungen der Gerichtskasse gar

nicht zu Rückzahlungen kommen wird. Das alles ist aber nicht Thema des heuti-

gen Entscheides. Hinsichtlich der Rückzahlung von Vorschüssen und Kautionen

ist daher nichts anzuordnen.

Z" a) Fur die Berechnung des Streitwertes des zweitinstanzlichen Verfah-

rens sind die Verhältnisse im Zeitpunkt des erstinstanzlichen Urteils von Belang,

mithin.lene von'l 16, September 2AA2 {S 18 Abs. 2 ZPO}. Hinsichtlich der Erstbe-

rufung der Klägerin hat die Kamrner die Kostenfolgen bereits rnit ihrem Beschluss

vom iS. Oktober 2003 geregett (act. 23'l). Demgegenüber hat sie die Flegelung

der Entschädigungstolgen auch bezüglich der Erstberufung der-n heutigen Ent-

scheid vorbehalten. Hinsichtlich der Erstberufung sind der Beklagten indessen

keine besoncleren AufuencJungen entstancien, so dass die Kosten- und Entschä-

digungsfolgen auf der Grundlage der Zweiiberufung zu regeln sind. Hinsichtlich

der.Widerklage ist zweitinstanzlich von einem Streitwert von US$ 359'924.14 aus-

zugeherr, was Valuta 16. September 2A02 einem Betrag von Fr- 544'A25"OO ent-

spricht (act. 268/4}" Dazu kommt der Streitwert der Hauptklage von Fr. 8'100.00,



-35 -

was zweitinstanzlich einen Gesamistreitwert von Fr. 552'125.00 (ohne nichtbezif-

ferte Widerklagebegehren) ergibt.

b) Auf Grilnd des zweitinstanzlichen Urteils wird die fiechnung zu Lasten

der Beklagten um € 28'432.66 {Valuta 19. l\liärz 2AA2} entlastet. Dieser Betrag

enispricht Fr" 41'625.40 {act. 268i4i. lnsoweit r..rnterliegi die Klägerin vor Oberge-

richt, weil sie sich der entsprechenden Enttastung cter Beklagten widersetzte. Wei-

ter unterliegt sie hinsichilich der Hauptklage im Betrage von Fr. 8'1CI0.00, gesamt-

haft {ohne nichtbezifferte V{iderklagebegehren} also mit Fr.49'725.40 bzw' rnit

g%. Unter Berücksichtigung der nicht beziiferien Widerktagebegehren iauf die mit

heutigern Entscheid nicht eingetreten wurde) rechtfertigt es sich, von einem Un-

terliegen der Klägerin im Unrfange von 5"h auszugehen. Demgernäss sind die Ge-

richtskosten im Verhälinis 95% zu 5"Ä zu Lasten der Beklagten zu regeln. Auch im

zweitinstanzlichen Verfahren hatte die Beklagte eine Kaution nach $ 76 7PO zu

leisten, so dass der Anteil der Klägerin gestützt auf $ 67 Abs. 3 ZPO wiederum

von der Beklagten zu beziehen sein wird.

c) Bei der Regelung der Entschädigungsfolgen ist zu berücksichtigen,

dass die Klägerin im Gegensatz zur Beklagten nicht anrvaltlich vertreten ist.

Gleichwohl ist evident, dass die Klägerin für die Abfassr..rng ihrer Rechtsschriften

in"l Berufungsverfahren einen Juristen zugezogen hat. Sie legt denn auch eine

Rechnung eines lic. iur- Roberto Carletti über Fr. 15'404.60 vor, die in einer ersten

Fassung an ihr einziges O;'gan und in einer znieiten Fassung an die Klägerin sel-

ber gerichtet ist (act" 253 und 26211). Wer der Bechnungsadressat lst, kann nicht

von enlscheidender Bedeutung sein. Bei dieser Aktenlage rechtfertigt es sich, die

der Klägerin zustehende Entschädigung auf Grund der Verordnung der Anwalts-

gebühren festzulegen, wobei lediglich 213 dieses Ansatzes zu veranschlagen

sinci, weil die Verorcinung auf die freie Advokatur mit ihrer besonderen Verantwor-

tung zugeschnitten ist.

d) Beim erwähnten Streitweü rechtferiigt es sich, die volle Entschädigung

{ca.Yz Grundgebuhr zuzüg{ich Y4 Zuschläge = e./' Grundgebuhr) auf i6'500.0O

festzusetzen (ausgehend von einer Grundgebühr von Fr.22'AAA.00). Auszugehen

ist mithin bei der Ktägerin inr Sinne rjes Gesagten von einer gekurzien Entschädi-
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gunE von Fr. 1 i'000.00 und bei der Beklagten von einer solchen von Fr.

16'500.00. Entsprechend dem Prozessausgang schuldet die Beklagte der Kläge-

rin für das zweitinstanzliche Verfahren eine reduzierte Prozessentschädigung von

Fr.9'625.00.

Bas Geri ght hp.ssh ligsst:

Auf die Klageänderung gemäss Eingabe der Klägerin vom 4. Juni 2004 wird

nicht eingetreten.

Auf die Feststellungsbegehren Ziff. 1 und 3 der Widerklage der Beklagten

wird nicht eingetreten.

Es wird vorgernerkt, dass

Dispositiv Zffi.2b des Urteils des Bezirksgerichts Zürich vom 16. Sep-

tember 20}2in Rechtskraft erwachsen ist;

Dispositiv Zrft.2a des Urteils des Bezirksgerichts Zürich vom 16. Sep-

tember 2002 insoweit in Hechtskratt erwachsen ist, als mit ihm in teil-

weiser Gutheissung des Widerklagebegehrens Ziff. 2 festgestellt wur-

de, dass die Klägerin gegenüber der Beklagten im US$ 359'924.14

übersteigenden Betrage keine fällige Forderung hat.

4. Gegen diesen Entscheid kann

innert 30 Taqen nach dessen Zustellung beim Kassationsgericht des

Kantons Zürich, Pcstfach, 8A22 Zürich, durch eine dem S 2BB der Zivil-

prozeseordnung {ZPO} entsprechende Eingabe irn Doppel kantonale

Nichtigkeitsbeschwerde im Sinne des $ 2ü ZPA geführt werden;

und hinsichtjichlispositiv 4iff.. ? innert 30 Tagen naeh dessen Zustel-

lung bei der ll. Zivilkammer des Obergerichtes wegen Verletzung von

Bundesrecht im Sinne des Art. 43 des Bundesgesetzes über die Orga-

nisation der Sundesrechtspflege (CGi durch eine dem Art. 55 OG ent-

2.

3 .
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sprechende Eingabe tserufung an das Schweizerische Bundesgericht

erhoben werden.

Und sodann
efkenn! da$ Gedctrt:

Die Hpuptklage wird abgewiesen"

Das Widerklagebegehren Ziff.2 wird insoweit weiter teilweise gutgeheissen,

als festgesteilt wird, dass die Beklagte bzw. ihre Rechtsvorgängerin der Klä-

gerin am 19. März 2A02 im Hinblick auf den l-iquidationserlös aus dem Un-

terbeteiligungsvertrag vorrl 11" hl'trärz / 26. Mai Xg83 einen Betrag von €

28'432.66 bezahlt hat. fm übrigen wird das WiderklagebegehrenZitt.2, so-

weit es von der Vorinstanz noch nicht rechtskräftig beurteilt wurde, abgewie-

sen.

Die erstinstanzliche Kastenfestsetzung {Dispositiv-Titfer 3} wird bestätigt.

Die eine l-{älfte der Kosten des erstinstanzlichen Verfahrens wird der Beklag-

ten auferlegt; die andere Hälfte der Kosten wird ebenfalls von der Beklagten

bezogen, indessen wird die Klägerin verpflichtet, der Beklagten diese andere

Hälfte der Kosien zu ersetzen.

Die zweitinstanzliche Gerichtsgebühr wird festEesetzt auf:

Fr. 1 1'0CI0.00 ; die weiteren Kosten betragen:

Fr- 1'296.00 Schreibgebühren

Fr. 646.00 Zusteltgebühren

Fr. 35.00 Fotokonien

Die Kosten für das zweltinstanzliche Verfahren werden zu g5/" der Beklag-

ten auferleg{; die andern 5% der Kosten werden ebenfalls von der Beklagten

bezogen, lndessen wird die Klägerin verpflichtet; der Beklagten diese ande-

ren 57ä zu ersetzen.

3.

4 .

5 .

o"



i'--r

-38

7. Die Beklagte wird verpflichtet, der Klägerin für das Berufungsverfahren eine

reduzierte Prozessentschädigung von Fr" 9'625.00 ohne Mehrwertsteuer zu

bezahlen.

Schriftliche Mitteilung an die Parteien, sowie - unter Beilegung der erstin-

stanzlichen Akten - an das Bezirksgericht Zürich, 2. Abteilung, je gegen

Empfangsschein.

Gegen diesen Entscheid kann

innert 30 Taoen nach dessen Empfang beim Kassationsgericht des Kantons

Zürich, Postfach, BA22 Zürich, durch eine dern $ 288 der Zivilprozessord-

nung (ZPO) entsprechende Eingabe im Doppel kantonale Nichtigkeitsbe-

schwerde im Sinne des $ 281 27{;- geführt werden;

innert 30 Tasen nach dessen Empfang bei der ll. Zivilkammer des Oberge-

richtes wegen Verletzung von Bundesrecht im Sinne des Art.4il des Bun-

desgesetzes über die Organisation der Bundesrechtspflege {OG) durch eine

dem Art. 55 OG entsprechende Eingabe Berufung an das Schweizerische

Bundesgericht erhoben werden.
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